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V orhemerkung 

Die vorliegende Arbeit wurde im Jahre 1965 abgeschlossen. Sie ging 
also noch von der teilweisen Geltung des Reichspressegesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen aus. Mit Wirkung vom 1. Juli 1966 wurde 
dieses Gesetz auch dort durch das neue Landespressegesetz vom 24. Mai 
1966 ersetzt (GVBl. Nr. 46 vom 16. Juni 1966, S. 340), dessen § 11 das 
Recht der Gegendarstellung regelt. Da jedoch die Landespressegesetze 
aller Länder im wesentlichen an den "Berichtigungszwang" des Reichs-
pressegesetzes anknüpfen und sich die Neuregelung des Entgegnungs-
rechts in Nordrhein-Westfalen von der in den neuen Landespressegeset-
zen der übrigen Länder nur unwesentlich unterscheidet, kann die 
jetzige Rechtslage für Nordrhein-Westfalen unschwer aus den Aus-
führungen zu den übrigen Landespressegesetzen entnommen werden. 



Erster Teil 

Allgemeines 

§ 1: Einleitung 

I. Die Bedeutung des Presserechts 

1. Die Presse als Massenkommunikationsmittel 

Von den Massenkommunikationsmitteln Presse, Film, Hör- und Fern-
sehfunk, die als Instrumente der Unterrichtung, Meinungsbildung und 
Unterhaltung aus unserer modernen Gesellschaft nicht mehr wegzuden-
ken sind, ist die Presse die bei weitem älteste Einrichtung. Ihre politi-
sche Bedeutung wurde bereits kurz nach der Erfindung der Buchdruk-
kerkunst erkannt, als Kirche und Staat versuchten, mit Zensurmaßnah-
men die Presse unter Kontrolle zu bringen. Von Napoleon heißt es, er 
habe die Presse als siebte (europäische) Großmacht bezeichnet. 

In unserem Jahrhundert hat vor allem die periodische Presse, also 
die Zeitungen und Zeitschriften, einen tiefgreifenden Wandel durch-
gemacht. Die Presse ist heute nicht mehr das einzige Kommunikations-
mittel. Film und besonders Hör- und Fernsehfunk sind ihr als gleich-
wertige Partner an die Seite getreten. Das hat der Bedeutung der Presse 
jedoch keinen Abbruch getan. An die Stelle der kleinen Betriebe vor 
hundert Jahren, die eine Auflage von nur wenigen tausend Exemplaren 
erzielten, sind heute Industrieunternehmen getreten, die Hunderte von 
Mitarbeitern beschäftigen, teilweise Millionenauflagen erreichen und 
sich nicht mehr nur an einen kleinen Kreis Gebildeter wenden. Zeitun-
gen sind die tägliche Lektüre der breiten Massen geworden. Jeder liest 
heute eine Zeitung; viele lesen nur die eine. 

2. Presserecht und Entgegnungsanspruch 

Bei der großen Bedeutung, die der Presse in unserer Gesellschafts-
ordnung zukam und zukommt, ist es nicht verwunderlich, wenn ihr 
Verhältnis zu Staat und Gesellschaft, aber auch zum einzelnen Menschen 
schon sehr bald in eigenen Pressegesetzen besonders geregelt wurde. 
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a) der Schutz der Presse 

Die Geschichte des Presserechts ist im wesentlichen eine Geschichte 
der Pressefreiheit gewesen und exemplifiziert als solche die Entwick-
lung der modernen Demokratien. Die Bill of Rights der Verfassung des 
amerikanischen Staates Virginia vom 12. Juni 1776 nennt die Presse-
freiheit "one of the great bulwarks of liberty", die "Declaration des 
Droits de l'Homme et du Citoyen" vom 26. August 1789 rechnet sie zu 
den angeborenen Menschenrechten1• Heute ist sie in Art. 5 GG garan-
tiert. Das BVerfG bezeichnet sie mit Recht als "für die freiheitliche 
Demokratie schlechthin konstituierend"2• 

b) Der Schutz vor der Presse 

Man hat aber auch niemals vergessen, welche Gefahr die Presse als 
Machtinstrument eigener Art für den Staat, die Gesellschaft und für den 
einzelnen bringen kann. Sie wurde deshalb den besonderen Bestimmun-
gen der Pressegesetze unterworfen. Die Pressefreiheit findet ihre 
Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetz-
lichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der 
persönlichen Ehre (Art. 5 Abs. 2 GG). Rufmord, Verleumdung, Zur-
schaustellung der allerpersönlichsten Dinge eines Menschen sind heute 
nur allzu leicht möglich, wenn durch Ausbeutung der allgemeinen Sen-
sationslust Geschäfte gemacht werden oder politischer Hintertreppen-
einfluß auszuüben versucht wird. 

Das Verhältnis des Persönlichkeitsschutzes zur Meinungs- und Presse-
freiheit ist daher in den letzten Jahren Gegenstand lebhafter Diskussio-
nen gewesen3• Der umfassende Schutz der Persönlichkeit durch die An-
erkennung eines allgemeinen Persönlichkeitsrechts wird in Pressekrei-
sen vielfach als unzulässige Beschneidung ihrer Rechte aufgefaßt. Das 
hat die Ablehnung des Gesetzentwurfs zur Neuordnung des zivilrecht-
liehen Persönlichkeits- und Ehrenschutzes, der nur eine Zusammenfas-
sung der Entwicklung in der Rechtsprechung bringen wollte, deutlich 
gezeigt. Die Form, in der dies geschah, und die Einmütigkeit der Presse 
in diesem Punkt ließen erkennen, daß trotz Presse- und Meinungsfrei-
heit eine freie und objektive Unterrichtung der Öffentlichkeit in An-
gelegenheiten, die die Presse selbst betreffen, gerade nicht gewährleistet 
ist4• Der große Einfluß der Presse bei den Lesern, der von ihrer weiten 

1 Gusti, Grundbegriffe des Preßrechts, S. 34 ff.; Voigt, Geschichte der Grund-
rechte, S. 28 ff., wo auch der Wortlaut dieser Bestimmungen abgedruckt ist 
(S. 195 ff.). 

2 BVerfGE 10, 118 ff. (121). 
3 Vgl. Hirsch, Maulkorb für die Presse?, 1959, und die umfassende Literatur-

Zusammenstelluhg bei Erman-Weitnauer, Anm. 9 zu Anhang zu§ 12 BGB. 
4 Erdsiek, NJW 1962, 622. 
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Verbreitung und der Tatsache herrührt, daß viele Leser nur ein Blatt 
lesen und gar nicht in der Lage sind, eine Meldung auf ihre Richtigkeit 
hin zu überprüfen, macht den Schutz des einzelnen besonders dringlich. 

c) Das Entgegnungsrecht 
Als ein Verteidigungsmittel des einzelnen gegen die für ihn über-

mächtige Presse ist in den letzten Jahren das Entgegnungsrecht der 
Pressegesetze wieder mehr in den Vordergrund getreten. Es gewährt 
einer Person, die durch eine Pressemitteilung in einer periodischen 
Druckschrift betroffen ist, das Recht, von der Presse den Abdruck einer 
Gegendarstellung zu verlangen. Der Abdruck hat in der nächsten, für 
den Druck noch nicht abgeschlossenen Nummer zu erfolgen, und zwar 
unentgeltlich, an gleicher Stelle der Druckschrift und in gleicher Auf-
machung wie der beanstandete Artikel. 

In der Praxis wird das Entgegnungsrecht allerdings oft deswegen 
nicht aktuell, weil gerade die seriöse Presse auf die Gegenvorstellung 
des Betroffenen hin häufig von sich aus eine Richtigstellung bringt5• Die 
Berichtigung als ein Mehr gegenüber der bloßen Gegendarstellung 
macht den Entgegnungsanspruch überflüssig. Aber das Recht muß sich 
hier - wie immer - gerade im Streitfall bewähren, wenn also die 
Presse auf ihrer Darstellung beharrt. In diesen Fällen entfaltet der Ent-
gegnungsanspruch seine volle Wirkung. Der Betroffene kann von der 
Presse den Abdruck seiner eigenen Sachdarstellung bereits für die 
nächste Nummer fordern. Wenn er damit auch nicht seine Rehabilitie-
rung erreicht, weil die Wahrheit über den streitigen Vorgang offen 
bleibt - es stehen sich die Behauptung der Presse und die des Betroffe-
nen gegenüber-, so bewirkt der unmittelbar nach der beanstandeten 
Meldung erfolgende Abdruck der Entgegnung doch, daß das Publikum 
die Pressemeldung nicht kritiklos als wahr hinnimmt. Der Entgegnungs-
anspruch ist also ein durchaus brauchbares Abwehrrecht des einzelnen 
gegen ihn betreffende Pressemeldungen. 
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Obwohl das Entgegnungsrecht auf eine etwa 150jährige Geschichte 
zurückblicken kann, ist seine Rechtsnatur bis heute noch nicht geklärt. 

5 Eine in Frankreich durchgeführte Untersuchung über die Häufigkeit von 
Gegendarstellungen hat zu aufschlußreichen Ergebnissen geführt. Bei der 
Tagespresse wird vom Entgegnungsrecht am häufigsten Gebrauch gemacht, 
bei den großen Pariser Zeitungen wie Le Figaro und France-Sair 5 bis 10 
Entgegnungen monatlich, bei Magazinen wie Paris-Match oder L'Express bis 
zu höchstens einem Dutzend jährlich. Die meisten Gegendarstellungen richten 
s:ch gegen Berichte über Autounfälle, doch sind Entgegnungen bei litera-
rischen Abhandlungen, politischen Nachrichten oder Sportberichten ebenfalls 
nicht selten. Vgl. die ausführliche Darstellung bei Biolley, Le droit de reponse 
en matiere de presse, 1963, S. 103 ff. 

2 Köbl 


